


















§ 23 Versicherungen

1. Gebäudebrandversicherung, Gebäudehaftpflichtversicherung sowie eine Versicherung gegen Sturm
und Elementarschäden an dem Pachtgegenstand sind Sache des Vermieters.

2. Die Mieterin ist verpflichtet, folgende Versicherungen mit ausreichender Deckungssumme auf ihre
Kosten abzuschließen und während der Vertragsdauer aufrechtzuerhalten:
_Betriebshaftpflichtversicherung

_Leitungswasserschadensversicherung
_Glasversicherung.

§24 Haftung

1. Die Mietrein kann Schadensersatzanspräche nur insoweit geltend machen, als der Schaden auf
vorsätzlichem oder grob fahrlässigem Verhalten des Vermieters, seines gesetzlichen Vertreters oder

seines Erfüllungsgehilfen beruht.

2. Gleiches gilt für Feuchtigkeitsschäden jeder Art an den Einrichtungsgegenständen und sonstigen
Sachen der Mieterin.

§ 25 Nebenabreden, Änderungen des Mietvertrages

1. Nebenabreden, Änderungen und Ergänzungen des Mietvertrages sollen aus Beweisgründen schriftlich
vereinbart werden.

2. Bei Übergabe der Wohnung wird ein Protokoll erstellt, dessen Inhalt Vertragsbestandteil ist (Anlage 3).

§ 26 Schriftformklausel und salvatorische Klauseln

1. Nachträgliche Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrags bedürfen der Schriftform. Auf dieses
Schriftformerfordernis kann nur durch schriftliche Vereinbarung der Parteien verzichtet werden.
Das gleiche gilt für alle Erklärungen, für welche in diesem Vertrag Schriftform vorgesehen ist.
Die Parteien haben keine mündlichen Nebenabreden getroffen.

2. Den Parteien sind die besonderen gesetzlichen Schriftformerfordernisse der §§ 550, 581 Abs. 2,
126 BGB bekannt. Sollte eine Verletzung dieser Schriftformerfordernisse vorliegen, verpflichten sich
die Parteien, alle erforderlichen Erklärungen abzugeben und/oder Handlungen vorzunehmen, damit
der Verstoß geheilt wird. Das gilt sowohl für diesen Vertrag als auch für sämtliche nachträgliche
Änderungs- oder Ergänzungsverträge, nicht jedoch für einen eventuellen Erwerber des Objekts oder
sonstigen Rechtsnachfolgers des Vermieters, dem die gesetzlichen Rechte zustehen.

3. Wenn Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder zum Teil nichtig, ungültig, anfechtbar oder sonst
unwirksam sein sollten, wird dadurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen des Vertrages nicht
berührt. Falls sich die vorgenannte Unwirksamkeit nicht aus einem Verstoß gegen die gesetzlichen
Regelungen über die Einbeziehung Allgemeiner Geschäftsbedingungen ergeben sollte, verpflichten
sich die Parteien, statt der unwirksamen Bedingung eines solche zu vereinbaren, welche dem mit der
ursprünglichen Regelung verfolgten Zweck möglichst nahe kommt.
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